
UVZ-Nr. 2160 / H / 2023

vom 04.08.2023

SB:Sc

Bescheinigung

nach $ 181 Abs. 1 Satz 2 AktG

Ich bescheinige hiermit, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung der

FCR Immobilien Aktiengesellschaft

mit dem Sitz in Pullach i. lsartal

mit dem Beschluss des Aufsichtsrats vom 4. August 2023 über die Änderung der

Satzung und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregis­

ter eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

München, den 4. August 2023

locher

Notar

SC2391



Satzung

§ 1 JFirma, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Die Gesellschaft fülui die Firma „FCR ImmobiUen Aktiengesellschaft".

(2) Sie hat ihren Sitz in Pullaoh im Isartal.

(3) Geschäftsjalu· ist das Kalenderjahr.

$2 Gegenstand des Uteruehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, die Verwaltung, Nutzung

und Verwertung von Grundstücken, Bauten und Beteiligungen aller Art,

insbesondere die Beteiligung Blt Untemel1t11e11, die sich aufdem Gebiet der

Betreuung, Bewirtschaftung und Verwaltung von Immoblllen in allen

Rechts- und Nutzungsfo1m.en betätigen, sowie die Vornalune aller damit

im Zusammenhang stehende!' Geschäfte. Die Gesellschaft übt keine Tätig­

keit aus, die einer staatlichen Ge11ehmigung beda1i. Die Gesellschaft kann

diesen Unternehmensgegenstand selbst oder durch Tochter- und Beteili­

gungsunternehmen verwirklichen,

(2) Die Gesellschaft ist zu allcn Maßnahmen betechtigt, die den Zweck des

Unternehmens fördern, Sie kann zu diesem Zweck insbesondere auch an­

dere Unternehmen gründen, erwerben odet sich an ihnen beteiligen,

Zweigniederlassungen im In- und Ausland en'icl1te11 sowle U11temehmens­

verträge abschließen.

$ 3 Grundkapital, Aktien

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 9.870.452,00 und ist

eingeteilt in 9.870.452 Stückaktien.

(2) Die Aktien lauten auf den Namen, Dies gilt au.eh ftlr junge Aktien aus

zukl\nftigen Kapitalerhöh1.mgen, sofern de1· El'höhungsbeschluß keilte

abweichende Bestimmung enthält.

(3) Der Vorstand bestimmt die Form der Aktienurkunden wie auch der Ge­

winnanteils- und Emeuerungsscpeine. Der Vorstand kann den Anspruch

aufBinzelverbrlefung der Aktien einschrlinken oder ausschließen und über

mebrere Alctleen eines Aktionärs eine Mehl'fachnrkunde ausstellen, Der
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Anspruch des Aktionärs auf Einzelverbriefung der Aktien ist

ausgeschlossen.

(4) Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär nur, wer als solcher im

Aktienregister eingetragen ist.

(5) Das Grundkapital der Gesellschaft wird durch Sacheinlagen erbracht, in

dem die Gesellschafter des bisherigen Rechtsträgers, der FCR Immobilien

& Vermögensverwaltungs GmbH & Co. KG mit dem Sitz in Kraillling,

diese Gesellschaft formwechselnd nach den $$ 190 ff. UmwG in die

Rechtsfonn der Alctiengesellschaft umgewandelt haben und das nach

Abzug der Schulden verbleibende (freie) Vermögen der vorgenannten KG

mindestens dem Grundkapital der Aktiengesellschaft sowie die von den

Aktionären jeweils übernommenen Alctic;m ihren Haftkapitalanteilen am

Vermögen der KG entsprechen, wobei die von der FCR Verwaltungs

GmbH übernommenen Aktien von dieser nach Vollzug des Formwechsels

an Frau Claudia Raudies abgetreten werden.

(6) freibleibend

(7) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.905.198,00 durch Ausgabe von bis

zu 3.905.198 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinn­

berechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein

Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes

Kapital 2021). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge­

führt, wie

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen

und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten,

die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunter­

nehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 18. Mai 2021

gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 17. Mai 2026 ausge­

geben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch

machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw.

Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2021 zu bedienen, o­

der

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder

Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit

Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ih­

ren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der

Hauptversammlung vom 18. Mai 2021 gefassten Ermächtigungs-
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beschlusses bis zum 17. Mai 2026 ausgegeben wurden, ihre Pflicht

zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die

Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2021

zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächti­

gungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Mai 2021 unter Ta­

gesordnungspunkt 10, d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durch­

schnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10

Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstandes über die

Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im XE­

TRAB-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der

Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XE­

TRA®-HandeJ in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen

Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien (An­

zahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, vor der Beschlussfas­

sung des Vorstandes über die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschrei­

bungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Be­

schluss der vorgenannten Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt

10 bestimmten Verwässerungsschutzregeln.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend

dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten

Kapital 2021 abzuändern.

(8) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das

Grundkapital bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der

Eintragung dieses genehmigten Kapitals im Handelsregister, einmalig

oder zu insgesamt EUR 4.774.043,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen

durch Ausgabe von neuen Stückaktien zu erhöhen (genehm8gtes Kapital

2021).

Der Vorstand ist ermächtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre

in folgenden Fällen auszuschließen:

- für Spitzenbeträge,

-- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere in Form von

Unternehmen und/oder Unternehmensteilen, Gesellschaften und/oder
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Gesellschaftsanteilen, Forderungen, Patenten, Marken und/oder sons­

tigen gewerblichen Schutzrechten, Lizenzen und/oder sonstigen Ver­

mögensgegenständen und/oder sonstigen Rechten,

- bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen sofern der auf die neuen

Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt ent­

fallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der

Ausübung dieser Ennächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht

übersteigt und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der

bereits an einer Wertpapierbörse gehandelten Aktien gleicher Gattung

und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus­

gabepreises durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der§§ 203

Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet,

um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen

oder Optionsscheinen, die von der Gesellschaft ausgegeben werden,

ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus­

übung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder nach Erfüllung der

Wandlungspflicht zustehen würde,

- um Aktien an Mitglieder des Vorstands, Geschäftsführer von mit der

Gesellschaft verbundenen Unternehmen oder Arbeitnehmer der Ge­

sellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen ausgeben zu können.

Sofem das Bezugsrecht der Aktionäre nicht ausgeschlossen wird, kann

das Bezugsrecht auch eingeräumt werden, indem die Aktien von Kredit­

instituten oder anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG er­

füllenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie

den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durch­

führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2021 so­

wie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausgabebe­

trag, festzulegen. Der Ausgabebetrag der Aktien muss mindestens EUR

1,00 betragen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach vollständiger oder teilweiser Durch­

führung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital

2021 oder nach Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten

Kapitals 2021 die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.
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§ 4 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Der Aufsichtsrat

bestimmt die Zahl der Mitglieder des Vorstandes. Der Aufsichtsrat kann

einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden des

Vorstands ernennen.

(2) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, wird die Gesellschaft durch

zwei Mitglieder des Vorstands gemeinsam oder durch ein Mitglied des

Vorstands zusammen mit einem Prokuristen vertreten, ist nur ein Vor-
1

Standsmitglied vorhanden, so vertritt dieses die Gesellschaft allein.

(3) Der Aufsichtsrat kann einzelne Vorstandsmitglieder ermächtigen, die Ge­

sellschaßt allein zu vertreten.

(4) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmennehrheit. Bei Stimmen­

gleicheit gibt die Stimme des Vorsitzenden denAusschlag.

(5) Der Aufsichtsrat kann die Mitglieder des Vorstands von dem Verbot der

Mehrvertretung des $ 181 Alt. 2. BGB befreien.

(6) Der Vorstand kann sich mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Geschäfts­

ordnung gcbcn,

(7) Der Aufsichtsrat kann in der Geschäftsordnung bestimmen oder im Einzel-

fall beschließen, dass bestimmte Arten von Geschäften des Vorstands im

Innenverhältnis nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen wer"

den dürfen.

(8) Der Vorstand kann in allen Fragen der Geschäftsftlhl.1mg die Entscheidung

der Hauptversammlung herbeiführen; er ist dazu verpflichtet bei Verträgen

mit einem Gegenwert von mehr als der HAle des Grundkapitals, wenn de-

ren Gegenstand die vollständigeGäriiiiisevetuerangvon Ute- '

nehmensbereichen ist nld die Gesellschaft bei Vertragsabschluss in te.

!
i

.. i

herrschtes Unternehmen ist.

§ 5 Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichsrat besteht aus drei Mitgliedern.

(2) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglie­

der neu gewählt worden sind, wählt der Aufsichtsrat in einer Sitzung, zu

der es einer besonderen Einladung nicht bedarf, aus seiner Mitte einen

Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die Dauer seiner Amtszeit. Die
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Sitzung wird von dem an Lebensjahren ältesten anwesenden Aufsichtsrats­

mitglied eröffnet, der den Vorsitzenden wählen lässt. Entsprechendes gilt,

wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter wegen Ablauf ihrer Amtszeit

mit Beendigung einer Hauptversammlung aua dem Aufsichtsrat aus-

scheiden,

(3) Scheidet der Vorsitzende oder sei..11 Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt

aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich einen Nachfolger des Ausge-

schiedenen flr dessen restliche Amtszeit zu wählen.
(4) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter bleiben bis zur Wahl eines neuen

Vorsitzenden bzw. Stellvertreters, jedoch nicht über die Dauer ihrer Mit­

gliedschaft im Aufsichtsrat hinaus, im Amt.

(5) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben.

(6) Die Amtsdauer der Aufsichtsratsmitglieder währt bis zur Beendigung der

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr

nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, soweit die Hauptversammlung

nicht eine kUrze1·e Amtsdauer beschlossen hat, Das Geschäftsjahr, in dem

die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet, Die Wahl des Nachfolgers

eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt für den

Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an den

Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den. Vorstand zu richtende schrift­

liche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen,

(8) Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss. Die Sitzungen werden vom

Vorsitzenden schriftlich einberufen, und zwar mit einer Ladungsfrist von
- o-te l-. ...oo a- • eo• owede

14 Tagen. In dringenden Fällen kann die Frist verkih'zt werden. Außerhalb
---
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der Sitzungen ist auch schl.iftliche oder ferrunündliche Beschlussfassung

zulässig, wenn kein Mitglied diesem Ve1faln·en widerspricht. Der Auf­

sichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn alle drei Mitglieder an der Be­

schlussfassung teilnehmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des

Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die seines Stellvertreters den

Ausschlag.

(9) Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats erforderliche

Willenserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen.
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$6 Vergütung des Aufsichtsrats

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen

eine Vergütung, über deren Höhe die Hauptversammlung beschließt.

(2) Die auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesell­

schaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die

Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu stellen, und sie

dieses Recht ausüben.

§ 7HauptversammDung

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer

deutschen Wertpapierbörse statt.

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich

vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen.

(3) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu des­

sen Ablauf- sich die Aktionäre zur Teilnahme an der Hauptversammlung

anzumelden haben, unter Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen.

Dabei werden der Tag der Hauptversammlung und der Tag der letztmög­

lichen Anmeldung nicht mitgerechnet.

(4) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm­

rechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der in

der Einberufung bestimmten Frist vor der Hauptversammlung unter der in

der Einladung bezeichneten Adresse bei der Gesellschaft anmelden. Die

Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür

mitgeteilten Adresse i Textform ($ 126 b BGB) .in deutscher oder
---------..•••••••....w,oo••.. ••••••••--------:--------,--------------•---...,..i

englischer Sprache spätestens bis zum Ablauf des siebten Tages vor dem 1 •

Tag der Hauptversammlung zugehen. I der Einbliufung kann eine "

kilrzere, in Tagen zu bemessende Frist für den Zugang der Anmeldung

vorgesehen werden, Bei Fristen und Terminen flr den Anmeldetag ist der

Tag der Versammlung nicht mitzurechnen.

··---··· ··------

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 12. Juni 2028 die Hauptversammlung

auch als Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten

am Ort der Hauptversammlung (virtuelle Hauptversammlung) einzuberufen sowie die

Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren einer solchen virtuellen Hauptversamm­

lung zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt ge­

macht.



(1)

$8 Jahresabschluss

Soweit sich aus § 264 Abs. 1 Satz 3 HGB nicht etwas anderes ergibt, hat

der Vorstand in11erhalb dei: ersten drei Monate eines jeden Geschäftsjahres

für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht

aufzustellen. Der Jahresabschluss und der Vorschlag für die Verwendung

des Bilanzgewinns sind unverzüglich dem Aufsichtsrat vorzulegen,

(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordent­

liche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht

Monat.e eines jeden Geschäftsjahres stattzufindenhat.

(3) Die Hauptversammlung beschließt über die Entlastung des Vorstands und

cles Aufsichtsrats sowie über die Verwendung des Jahresgewinns, Siebe­

stellt den Abschlussprüfer, soweit erforderlich,

$ 9 Schlussbestimmungen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bun­

desanzeiger.

(2) Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis zu

einem Gesamtbetrag von 25.500,- Buro.



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

München, den 07.08.2023

Dr. Peter Huttenlocher, Notar


